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liehen Forderungen zur Herstellung oder Erhaltung der 
Diensttauglichkeit von Wehrpflichtigen zu erfüllen.

§11
Zeitweilige Zurückstellungen vom Wehrdienst

(1) Der Entscheidung über eine zeitweilige Zurückstellung 
vom Wehrdienst sind vorrangig der Bedarf für die Einberu­
fungen zum Wehrdienst und die gesellschaftliche Notwendig­
keit zugrunde zu legen. Durch die zeitweilige Zurückstellung 
vom Wehrdienst darf die Einberufung zum Grundwehrdienst 
nicht verhindert werden.

(2) Werden Anträge zur zeitweiligen Zurückstellung vom 
Wehrdienst von staatlichen Organen oder Betrieben gestellt, 
sind diese Anträge für jeden Wehrpflichtigen einzeln und 
mindestens 14 Tage vor Beginn der Musterung bei den Lei­
tern der zuständigen Wehrkreiskommandos einzureichen.

(3) Eine zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst wegen 
eines beabsichtigten Fach- oder Hochschulstudiums erfolgt 
nicht.

(4) Anträge auf zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst 
haben für die Einberufung keine aufschiebende Wirkung.

(5) Die Leiter der Wehrkreiskommandos sind verpflichtet, 
den Antragstellern die Entscheidungen innerhalb von 
4 Wochen nach Abschluß der Musterung mitzuteilen.

(6) Wird den Wehrkreiskommandos bekannt, daß durch un­
richtige oder unvollständige Angaben eine zeitweilige Zurück­
stellung vom Wehrdienst erwirkt wurde, ist diese durch die 
Leiter der Wehrkreiskommandos unverzüglich aufzuheben. 
Darüber hinaus ist zu prüfen, ob Voraussetzungen nach den 
§§ 42 Abs. 1 Ziff. 8 und 43 Abs. 1 Ziff. 3 des Wehrdienstgesetzes 
vorliegen.

_ §12 
Wehrdienstausweis

Die Wehrpflichtigen sind verpflichtet, den bei der Muste­
rung oder zu einem anderen Zeitpunkt erhaltenen Wehr­
dienstausweis

a) zu jeder persönlichen Meldung beim Wehrkreiskom­
mando vorzulegen,

b) bei zeitweiliger Abwesenheit über 10 Tage vom Ort ihres 
Wohnsitzes bei sich zu tragen, außer bei Reisen in das 
Ausland,

c) bei einem Auslandsaufenthalt nicht mitzunehmen,
d) für die Zeit eines Auslandsaufenthaltes vor der Ausreise 

aus der Deutschen Demokratischen Republik (außer bei 
Reisen in das sozialistische Ausland bis zu 30 Tagen) 
beim zuständigen Wehrkreiskommando zu hinterlegen 
und unverzüglich nach Rückkehr in die Deutsche Demo­
kratische Republik wieder abzuholen,

e) während der Mobilmachung und im Verteidigungszu­
stand ständig bei sich zu tragen. III.

III. Abschnitt 
Vorbereitung und Durchführung 

der Einberufungsüberprüfung

§13
Bekanntmachung der Einberufungsüberprüfung

Die öffentliche Bekanntmachung der Einberufungsüberprü­
fung entscheidet der Minister für Nationale Verteidigung. In 
diesen Fällen gilt § 3 entsprechend.

§14
Aufforderung zur Einberufungsüberprüfung

(1) Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben zu gewähr­
leisten, daß die zur Einberufung vorgesehenen Wehrpflichti­
gen zur Einberufungsüberprüfung aufgefordert werden.

(2) Die Aufforderung ist den Wehrpflichtigen grundsätzlich 
bis 14 Tage vor Beginn der Einberufungsüberprüfung zuzu­
stellen bzw. zu übermitteln. Diese Frist braucht nicht einge­
halten werden, wenn es zur Gewährleistung der Einberufungs­
überprüfung von Wehrpflichtigen notwendig ist

(3) Im weiteren gelten die Regelungen des § 4 Absätze 2, 4 
bis 6 entsprechend.

§15
Aufgaben der staatlichen Organe und Betriebe 
zur Vorbereitung der Einberufungsüberprüfung

(1) Für die durch die staatlichen Organe und Betriebe in 
Vorbereitung der Einberufungsüberprüfung zu erfüllenden 
Aufgaben gelten die Regelungen des § 7 entsprechend.

(2) Die Räte der Kreise, Städte bzw. Stadtbezirke haben für 
die Einberufungsüberprüfung, entsprechend den von den Lei­
tern der Wehrkreiskommandos gestellten Anforderungen und 
festgesetzten Terminen medizinische Fachkräfte (Fachärzte 
und mittlere medizinische Kräfte mit Erfahrungen in der 
Tauglichkeitsuntersuchung für den Wehrdienst) zur Verfü­
gung zu stellen.

(3) Im weiteren gelten die Regelungen des § 8 entsprechend.

§16
Einberufungskommission

(1) Die Einberufungskommissionen sind durch die Leiter 
der Wehrkreiskommandos zu bilden.

(2) Eine Einberufungskommission setzt sich zusammen aus:
a) dem Vorsitzenden: — der Leiter des Wehrkreiskomman­

dos,
b) den Mitgliedern: — ein vom Vorsitzenden des Rates

. beauftragter leitender Mitarbeiter 
des Rates des Kreises bzw. Stadt­
bezirkes,

— ein Mitarbeiter der Kreisdienst­
stelle des Ministeriums für Staats­
sicherheit,

— ein bis zwei Fachärzte (darunter 
ein leitender Arzt).

(3) Im weiteren gelten die Regelungen des § 9 Absätze 3 
und 4 entsprechend.

§17
Durchführung der Einberufungsüberprüfung

(1) Die Einberufungsüberprüfung ist von den Einberufungs­
kommissionen durchzuführen. Für die Arbeit der Einberu­
fungskommissionen und das Recht der Leiter der Wehrkreis­
kommandos gegenüber den Mitgliedern der Einberufungs­
kommissionen gelten die Regelungen des § 10 Abs. 1 entspre­
chend.

(2) Die Einberufungskommissionen haben für die zur Ein­
berufungsüberprüfung aufgeforderten Wehrpflichtigen, soweit 
sie diensttauglich und für den Wehrdienst geeignet sind, den 
Zeitpunkt der Einberufung, die Teilstreitkräfte, die einzel­
nen Waffengattungen, Spezialtruppen bzw. Dienste der Na­
tionalen Volksarmee zu bestimmen. Das gilt auch für Wehr­
pflichtige, deren Einberufung zu den Grenztruppen der Deut­
schen Demokratischen Republik oder den Organen nach § 2 
Abs. 3 des Wehrdienstgesetzes vorgesehen ist.

(3) Der Entscheidung der Einberufungskommission ist die 
Diensttauglichkeit und sonstige Eignung der Wehrpflichtigen 
für den Wehrdienst zugrunde zu legen. Bei der Entscheidung 
ist im weiteren zu berücksichtigen, daß die Einberufung zum 
Wehrdienst grundsätzlich vor der Aufnahme eines Fach- oder 
Hochschulstudiums zu erfolgen hat. Das gilt nicht, wenn das 
Studium vor Beginn des 18. Lebensjahres aufgenommen wird.

(4) Die Einberufungskommissionen sind berechtigt, bei 
Wehrpflichtigen, die im Ergebnis der Musterung als zeitlich 
dienstuntauglich begutachtet wurden, die Diensttauglichkeit 
festzustellen, wenn die Störungen der Gesundheit und Ein­
schränkungen der Leistungsfähigkeit nicht mehr vorliegen 
und die festgelegte Dauer der zeitlichen Dienstuntauglichkeit 
abgelaufen ist. Diese Änderung der Entscheidung über die 
Tauglichkeit ist nach Durchführung der medizinischen Unter­
suchung, die durch mindestens 2 Fachärzte zu erfolgen hat, 
zu treffen.

(5) Die Einberufungskommissionen sind berechtigt, bei 
Wehrpflichtigen, die als diensttauglich begutachtet wurden, die


